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1 Hintergrund des Verfahrens 

Die Wohnungsmärkte vor allem der Groß- und Universitätsstädte in Deutschland waren 
in den letzten Jahren durch eine anhaltende Dynamik gekennzeichnet. Deutliche Miet-
steigerungen und vielerorts spürbare Engpässe waren die Folge. Vor allem einkom-
mensschwächere Haushalte, aber zunehmend auch Haushalte mit mittleren Einkommen 
haben Schwierigkeiten, eine für sie bezahlbare Wohnung zu finden. Um hier Fehlent-
wicklungen zu korrigieren, rufen das Bündnis für bezahlbares Wohnen und Bauen des 
Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit (BMUB), die 
Baukostensenkungskommission, die Architekten und Fachplaner sowie die Wohnungs- 
und Bauwirtschaft dazu auf, zeitgemäße Formen des seriellen und modularen Bauens 
und effektive Formen der partnerschaftlichen Zusammenarbeit von Architekten und 
Fachplanern, bauausführenden Unternehmen und Wohnungsunternehmen zu entwi-
ckeln. So können bspw. 

 bauausführende Unternehmen in Gemeinschaft mit freischaffend bzw. 
selbständig tätigen Architekten und bauvorlageberechtigen Ingenieuren, 

 bauausführende Unternehmen mit eigenen Architekten oder bauvorlage-
berechtigten Ingenieuren oder Wohnungsunternehmen oder 

 Wohnungsunternehmen in Gemeinschaft mit bauausführenden Unter-
nehmen und eigenen Architekten oder bauvorlageberechtigten Ingenieu-
ren 

an innovativen Gebäude- und Wohnungskonzepten zusammenarbeiten. Es gilt Wege zu 
finden, rasch und kostengünstig entsprechend qualitätsvollen, nachhaltigen, stadträum-
lich- und sozialverträglichen Wohnraum zu schaffen. 

Aus diesem Grunde stehen innovative serielle und modulare Bauweisen des mehrge-
schossigen Wohnungsneubaus im Fokus dieses  grundsätzlich technologieoffenen  
Ausschreibungsverfahrens. Gewünscht werden die Entwicklung und Realisierung zu-
kunftsfähiger Wohnkonzepte in serieller und modularer Bauweise, die mit hoher architek-
tonischer Qualität für die jeweiligen Nutzungserfordernisse variabel ausgerichtet werden 
können. Dabei sind wirtschaftliche sowie Nachhaltigkeitsaspekte zu berücksichtigen. 
Temporärer Wohnungsbau ist nicht darunter zu fassen. 

2 Gegenstand des Verfahrens und Verfahrensablauf 

Gegenstand des Verfahrens ist die Ausschreibung einer Rahmenvereinbarung, auf de-
ren Grundlage von Abrufberechtigten (siehe Verzeichnis der Abrufberechtigten unter  
http://web.gdw.de/seriellesbauen) Einzelaufträge ausgelöst werden können.  

Innerhalb dieses Verfahrens sollen neue innovative, zukunftsfähige Konzepte für den 
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Neubau von mehrgeschossigen Wohnbauten in serieller und modularer Bauweise mit 
hoher architektonischer und städtebaulicher Qualität zu reduzierten Baukosten und unter 
Berücksichtigung baukultureller Belange entwickelt werden, die in Einzelaufträgen reali-
siert werden.  

Diese prototypischen, mehrgeschossigen Wohnbauten sollen  angepasst an einen kon-
kreten Standort  bundesweit errichtet werden können. Dabei arbeiten Architektinnen 
und Architekten gemeinsam mit ausführenden Unternehmen in einem Team an innovati-
ven Gebäude- und Wohnungskonzepten, sodass Kenntnisse über moderne Konstrukti-
ons- und Produktionsprozesse bereits bei der Planung mit einfließen können. Ziel sind 
zukunftsweisende, bspw. in Grundriss, Addition und Stapelung innovative Vorschläge für 
den Wohnungsbau, die sich preiswert und technisch präzise in serieller Bauweise ferti-
gen lassen und den digitalen Fortschritt nutzen. 

Die Wohnbauten müssen jedoch so flexibel sein, dass sie an unterschiedliche Standort-
bedingungen angepasst werden können. Der Einsatz standardisierter Serienfertigung 
soll einen kostengünstigen, zugleich qualitätsvollen sowie standort- und sozialverträgli-
chen Bau ermöglichen. Es gilt, eine hohe Qualität etwa durch variierende Wiederholung 
in individualisierbaren, differenziert gestalteten und anpassbaren Wohnhäusern zu errei-
chen. 

Die Fokussierung des Verfahrens auf bezahlbaren Wohnraum zielt v. a. auf die unteren 
und mittleren Einkommensschichten ab. Gleichzeitig gilt es jedoch, auch die perspektivi-
sche Nutzung und den demografischen Wandel mit zu beachten. Es sollte daher beson-
derer Wert auf eine langfristige Nutzbarkeit gelegt werden. Dazu können unterschiedli-
che Möglichkeiten eingeplant werden, um verschiedene Formen des Wohnens, Umnut-
zungen sowie Anpassungen an veränderte Wohnansprüche bzw. Nachfragegruppen 
(Singles, Patchworkfamilien, Pflegebedürftige etc.) kostengünstig und ohne viel Aufwand 
realisieren zu können. Der Wohnraum sollte  in den Grenzen eines Typenbaus  für 
unterschiedliche Nachfragegruppen variabel nutzbar sein. 

Die Konzepte können Nutzungsqualitäten einbeziehen, die eine besondere Variabilität, 
Innovation, Hochwertigkeit zu günstigen Konditionen oder flexible Nutzung ermöglichen 
(bspw. innovative Raumaufteilung, -höhe oder -größe, effiziente Grundrisse, Gemein-
schaftsbereiche und Sondernutzungsflächen, Stauräume, Freisitze bzw. Balkone, Opti-
mierung von Fensterflächen, Minimierung von Fluren etc.). 

Ein wichtiges Augenmerk liegt darauf, Wohnungstypen und Systeme zu entwickeln, die 
einerseits schneller als im konventionellen Bau herstellbar sind und andererseits langfris-
tige und nachhaltige Lösungen darstellen. Ziel ist es, durch die Verknüpfung der Pla-
nungs- und Produktionsprozesse Erkenntnisse zu gewinnen, welche Lern- und Skalenef-
fekte erzielbar sind und wie diese sich auf die Kosten des Gebäudes im Lebenszyklus 
auswirken. 

Das mit dem Angebot eingereichte Gebäude- und Wohnungskonzept muss Baureife 
besitzen. 
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Der GdW als Vergabestelle beabsichtigt, eine Rahmenvereinbarung als Mehrfachrah-
menvereinbarung mit den erfolgreichen Bietern abzuschließen, auf deren Grundlage 
Einzelaufträge ausgelöst werden können. Die Rahmenvereinbarung berechtigt hierbei 

, s.o.) zugleich zur Durchführung eines nachge-
lagerten Wettbewerbs zwischen den erfolgreichen Bietern und zum Abschluss ergän-
zender Vereinbarungen zur Anpassung an ein konkretes Projekt. 

3 Verfahren 

3.1 Auftraggeber/Vergabestelle/Verfahrensart 

Vergabestelle ist der 

GdW Bundesverband deutscher 
Wohnungs- und Immobilienunternehmen e.V. 
Mecklenburgische Straße 57 
14197 Berlin. 

Der GdW ist der Dachverband der wohnungs- und immobilienwirtschaftlichen Regional-
verbände, in denen die Mitgliedsunternehmen organisiert sind. Als Vergabestelle führt 
der GdW dieses Verfahren im eigenen Namen als mittelbarer Stellvertreter für seine Mit-
gliedsunternehmen aus. Diese sind, auch wenn sie öffentliche Auftraggeber im Sinne 
des Vergaberechts sind, nach Abschluss des Verfahrens berechtigt, aus der abzuschlie-
ßenden Rahmenvereinbarung Leistungen abzurufen. Die Mitgliedsunternehmen, die in 
diesem Verfahren vom GdW mittelbar vertreten werden und Leistungen abrufen können, 
sind unter http://web.gdw.de/seriellesbauen aufgeführt. 

Die Vergabe der Rahmenvereinbarung erfolgt im Verhandlungsverfahren (§ 3 EU Nr. 3 
VOB/A). Es ist beabsichtigt, diese Rahmenvereinbarung mit mehreren Bietern bzw. Bie-
tergemeinschaften (siehe Zuschlagskriterien, Kapitel 4) abzuschließen (Mehrfachrah-
menvereinbarung). 

3.2 Hinweis auf die Auftragsbekanntmachung 

Die Angaben der Auftragsbekanntmachung [Nr. 2017-084713 (17-260322-001)] vom 
23.06.2017 sind auch im weiteren Vergabeverfahren zu beachten.  
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3.3 Einreichungsfrist/Anschrift 

Das Angebot muss bis spätestens 

[27. Oktober 2017, 12.00 Uhr] 

eingehen. 

Das Angebot ist bei folgender Stelle einzureichen: 

GdW Bundesverband deutscher 
Wohnungs- und Immobilienunternehmen e.V. 
Mecklenburgische Straße 57 
14197 Berlin. 

3.4 Form und Sprache 

Das Angebot muss schriftlich und in deutscher Sprache eingereicht werden. Die Einrei-
chung per Telefax oder E-Mail ist nicht zulässig. 

Das Angebot ist in dreifacher Ausfertigung bei der Vergabestelle einzureichen (siehe 
hierzu auch Kapitel 3.6., Ziff. 1, am Ende). 

3.5 Kennzeichnung der Angebote 

Das Angebot ist mit dem Namen des Bieters bzw. der Bietergemeinschaft zu kennzeich-
nen.  

3.6 Inhalt der Angebote  

Das Angebot umfasst:  

1. Einen Systementwurf für das in Kapitel 7.3.1 spezifizierte Modellgebäude mit fol-
genden Unterlagen: 

a. Lageplan M 1:500 auf dem beigefügten fiktiven Grundstück (siehe Anlage 1 in 
Kapitel 10.1). 

b. EG-Grundriss mit Darstellung der äußeren Erschließung im M 1:200. 

c. alle weiteren (Regel)-Grundrisse im M 1:200. 



Seite 8 von 39 

d. Ansichten aller Gebäudeseiten im M 1:200. 

e. Dachaufsicht im M 1:200 mit eindeutiger Kennzeichnung der opaken und trans-
parenten Dachflächen bzw. Dachoberlichtern sowie der dachintegrierten Solar-
technikflächen. 

f. Mindestens 2 Schnitte, mit exemplarischer Darstellung der Versorgungsschäch-
te, durch wesentliche Bereiche im M 1:200, die zum Verständnis des Entwurfs 
erforderlich sind, mit Eintragung der Gebäudehöhen bezogen auf Normalhö-
hennull (NHN) und OK Terrain. 

g. Eine Perspektive mit Blick auf den Gebäudeeingangsbereich (Größe DIN A3).  

h. Fassaden- bzw. Systemschnitt in Ansicht, Grundriss und Querschnitt an einer 
sonnenexponierten Fassade (Ost- bzw. Westlage) im M 1:20  der 
Informationsgehalt dieses Schnittes soll annähernd dem eines Schnittes im 
M 1:50 entsprechen  mit Aussagen zur Materialität und Gestaltqualität sowie 
 Konstruktion (Wand-, Dach-, Fußboden-/ Deckenaufbau), 
 Materialarten und -dicken (inkl. Dämm- und Speichermassenkonzept), 
 Farbwahl, 
 opake und transparente Flächen, 
 zu öffnende und feststehende Fassadenelemente / Konzept Lüftung, 
 zum Blend- und Sonnenschutz. 

Der Fassadenschnitt soll die gesamte Gebäudehöhe und den Anschluss der 
Fassade an den Dachaufbau sowie die Geländeoberkante bis in ca. 1 m 
Raumtiefe darstellen. Die Darstellung des Ausschnittes ist in Ansicht, Grundriss 
und Querschnitt so zu wählen, dass daraus eine Beurteilung bzgl. der 
nachhaltigkeitsorientierten Bauweise und des Energiekonzeptes erfolgen kann. 
Im Schnitt ist die Erdgeschoss-, Rohbau- und Fertig-Fußbodenhöhe auf Normal-
Null zu beziehen. 

i. In Skizzen (M 1:500) ist exemplarisch die Variationspalette des Modellgebäudes 
und seine Anpassbarkeit an die in Kapitel 7.3.1 genannten Kategorien 
aufzuzeigen. Aufzuzeigen ist auch, wie die Gebäude oder Gebäudeteile zu 
städtebaulichen Konfigurationen (z.B. Blockrandbebauung, Baulücke) gestapelt 
oder addiert werden können (ein Blatt max. DIN A2).  

 

Die Planunterlagen sind für das Angebot eines Bieters/einer Bietergemeinschaft 
jeweils 3-fach einzureichen, einmal als farbiger Präsentationsplan und 2-fach als 
Prüfpläne, jeweils maßstabsgerecht. Die Plangröße ist auf DIN A1 beschränkt. Die 
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Präsentationspläne sind gerollt, die Prüfpläne dürfen gefaltet eingereicht werden. 
Die Pläne sind exemplarisch zu möblieren, die Prüfpläne sind zu vermaßen (Flächen 
und Höhen), und es sind die m² je Raum einzutragen. Die Pläne sind auch auf 
einem digitalen Datenträger (z.B. CD-Rom, DVD) mit einzureichen. 

 
2. Zusätzlich zum Systementwurf sind folgende Unterlagen dreifach einzureichen, die 

Bestandteil des Angebotes sind. 

 
a) Berechnungen auf den mitgelieferten Formblättern (siehe Formblätter 9.1 und 

9.2).  
 Überbaute Fläche 
 Brutto-Grundfläche BGF a und BGF b 
 Brutto-Rauminhalt BRI a (V) 
 Gebäudehüllfläche A 
 Nutzungsflächen (NUF) aufgeschlüsselt gemäß Wohnungsschlüssel 
 Technische Funktionsfläche TF 
 Verhältnis Brutto-Grundfläche a / Nutzungsfläche (BGF a / NUF) 
 Verhältnis A/V 

 Wohnfläche gemäß WoFlV (Balkonflächen sind zusätzlich separat ausweisen) 

Der Rechenweg ist nachvollziehbar im Erläuterungsbericht darzustellen. Folgende 
Werte werden durch die Vorprüfung (siehe Kapitel 3.9 a)) ermittelt: DAF 
(Dachflächen), HTF (Horizontale Trennflächen), BAF (Basisflächen), AWF 
(Außenwandflächen, transparent/opak), IWF (Innenwandflächen), BAU 
(Baugrube). Daher wird eine entsprechende Darstellung auf den Prüfplänen 
erwartet. 

 
b) Erhebungsbogen Ökologisches Konzept / Energie und Nachhaltigkeit (siehe 

Formblatt 9.3) 

c) Erhebungsbogen zum Instandsetzungs- und Wartungsaufwand (siehe Formblatt 
9.6) 
 

d) Erläuterungsbericht (getrennt von den Plänen) zu:  
 vollständige Baubeschreibung mit einer Darstellung des angebotenen 

Leistungsumfangs 
 Erläuterung und Begründung des vorgeschlagenen Konzepts  
 Aussagen zur Konstruktion (Anwendung serieller und modularer Prinzipien)  

und Materialien 
 Darstellung der Prozesswege, wie die erforderlichen Planungs- und 

Bauleistungen insgesamt angeboten werden können 
 Aussagen zur Wirtschaftlichkeit 



Seite 10 von 39 

 Beschreibung des Technikkonzeptes (Schachtsystem, Verteilung) 
 Erläuterung der Nachhaltigkeit und des Energie- bzw. ökologischen Konzepts, 

u.a. Aussagen zum Belichtungs- (Tages- und Kunstlicht) und Belüftungskonzept 
(technisch/natürlich) 

 Aussagen zum wohnungswirtschaftlichen Konzept, zu den Nutzungskosten und 
den Skalierungseffekten (Erläuterung einzelner Skalierungseffekte und 
exemplarische Darstellung der dadurch eingesparten Kosten) (siehe Kapitel 8) 

 Aufschlüsselung und Angabe von Lebens- bzw. Nutzungsdauer der Bauteile im 
Einzelnen 

 Angaben zum barrierefreien Bauen 

Alle Aussagen sind besonders hinsichtlich kostenrelevanter Überlegungen darzustellen. 

 
3. Preisangebot in dem die Kostengruppen 300, 400 und 700 gemäß DIN 276 in 10er 

Schritten separat ausgewiesen werden. Alle Kosten beziehen sich allein auf den 
Systementwurf, d.h. grundstücksbezogene Kosten der Kostengruppen 100 und 200 
bleiben außer Betracht. Grundstücksbezogene Kosten sind bei einem Einzelabruf 
aus der abgeschlossenen Rahmenvereinbarung bei Kenntnis der konkreten 
Grundstückssituation separat anzubieten (siehe Kapitel 7.3.1. sowie Formblatt 9.4 A-
C). Alle Preisangaben verstehen sich, sofern nicht anders gefordert, inkl. MwSt. 

 
4. Verzeichnis der eingereichten Unterlagen 

 
5. Verfassererklärung für das Systemkonzept mit der Anschrift des Verfassers und von 

ihm unterzeichnet (s. Formblatt 9.7) 
 

 
Die enge Vernetzung von Planung und Ausführung soll durch den konsequenten Einsatz 
von digitalen Methoden und Technologien (u.a. BIM) von der Entwurfsphase bis zum  
As-Built-Modell zur Optimierung der Prozesse in der Wertschöpfungskette Bau konse-
quent verfolgt werden. Die einzureichenden Angebote sollen unter Verwendung digitaler 
Methoden und Technologien erstellt werden. 

Die Abgabe der Systementwürfe erfolgt als Konzeptmodell (LOD 100) in a-
n-

nen (diese müssen bei der Abgabe vom Verfasser angegeben werden, z.B. durch Anga-

hierbei bevorzugt. 
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3.7 Vergabeunterlagen 

Die vollständigen Vergabeunterlagen sind unter 

http://web.gdw.de/seriellesbauen 

elektronisch abrufbar. 

Die Vergabeunterlagen bestehen aus den folgenden Dokumenten: 

 Auftragsbekanntmachung, 

 funktionale Leistungsbeschreibung mit Formblättern und Anlagen, 

 Rahmenvereinbarung (Entwurf), 

 Verzeichnis der abrufberechtigten Mitgliedsunternehmen des GdW. 

3.8 Bieterfragen 

Fragen zu den Vergabeunterlagen werden nur beantwortet, wenn sie bis spätestens 

[20. Oktober 2017, 12.00 Uhr] 

per E-Mail an 

seriellesbauen@gdw.de 

übermittelt wurden. 

Zur Wahrung der Frist wird auf den Eingang der E-Mail abgestellt. 

Die Antworten auf die Bieterfragen werden unter  

 http://web.gdw.de/seriellesbauen 

veröffentlicht. 

3.9 Verfahrensablauf 

a) Angebotsbewertung  

Die Bewertung der Angebote erfolgt nach den Zuschlagskriterien gemäß Kapitel 4. Bei 
der Bewertung der Qualität der eingereichten Systementwürfe als Teil der Angebote be-
zieht die Vergabestelle ein Bewertungsgremium ein.  
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Stimmberechtigte Mitglieder des Bewertungsgremiums sind:  

 Herr Rolf Buch (Vonovia SE) 

 Frau Dr. Marta Doehler-Behzadi (IBA - Internationale Bauausstellung Thü-
ringen GmbH)  

 Frau Ingeborg Esser (GdW  Bundesverband deutscher Wohnungs- und 
Immobilienunternehmen e.V.)  

 Frau Barbara Ettinger-Brinckmann (BAK  Bundesarchitektenkammer) 

 Herr Friedrich Hermann (KoWo  Kommunale Wohnungsgesellschaft 
mbH Erfurt) 

 Frau Dr.-Ing. Barbara Janorschke (IAB - Institut für Angewandte Baufor-
schung Weimar gemeinnützige GmbH) 

 Herr Prof. em. Dr.-Ing. Rainer Schach (vormals Technische Universität 
Dresden, Professur für Baubetriebswesen)  

 Herr Prof. Christian Schlüter (ACMS Architekten GmbH) 

 Frau Monika Thomas (BMUB - Bundesministerium für Umwelt, Natur-
schutz, Bau und Reaktorsicherheit)  

Folgende Personen werden als Stellvertreter benannt:  

 Herr Joachim Brenncke (BAK  Bundesarchitektenkammer) 

 Herr Lothar Fehn Krestas (BMUB - Bundesministerium für Umwelt, Natur-
schutz, Bau und Reaktorsicherheit) 

 Herr Alexander Rychter (VdW  Verband der Wohnungs- und Immobili-
enwirtschaft Rheinland Westfalen e.V.)  

 Frau Angela Tohtz (HDB  Hauptverband der Deutschen Bauindustrie 
e.V.) 

Die Sitzung des Bewertungsgremiums wird von der Vergabestelle im Rahmen einer Vor-
prüfung vorbereitet. Das Bewertungsgremium bewertet die eingegangenen Systement-
würfe ebenfalls anhand der Zuschlagskriterien nach Kapitel 4 dieser Ausschreibung. 

Die Vergabestelle wird sich die Entscheidung des Bewertungsgremiums in Bezug auf die 
Qualität der Systementwürfe zu eigen machen; die endgültige Entscheidung obliegt je-
doch der Vergabestelle. 

Nach Wertung der eingereichten Angebote wird die Vergabestelle mindestens fünf, aber 
nicht mehr als zehn Bietern bzw. Bietergemeinschaften auf Grundlage der Vergabeunter-
lagen und des eingereichten Angebotes den Zuschlag erteilen. Den Zuschlag erhalten 
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die Bieter bzw. Bietergemeinschaften mit der höchsten Punktbewertung nach den Zu-
schlagskriterien.  

b) Verhandlungen 

Auf Grundlage der Angebote wird die Vergabestelle mit den Bietern  falls aus ihrer Sicht 
erforderlich  Verhandlungen führen. Sollte hiernach einer Überarbeitung auch der Sys-
tementwürfe erforderlich werden, wird das Bewertungsgremium erneut einbezogen.  

Die Vergabestelle behält sich vor, das Verhandlungsverfahren in verschiedenen aufei-
nanderfolgenden Phasen abzuwickeln, um ggf. die Zahl der Angebote, über die verhan-
delt wird, anhand der vorgegebenen Zuschlagskriterien zu verringern oder die zu erör-
ternden Lösungen weiter zu konkretisieren (§ 3b EU Abs. 3 Nr. 8 VOB/A). 

c) Rahmenvereinbarung 

Die von der Vergabestelle als Teil der Vergabeunterlagen bereit gestellte Rahmenver-
einbarung ist nicht Gegenstand der Verhandlungen. Der Bieter/die Bietergemeinschaft 
muss in seinem/ihrem Angebot erklären, dass diese Rahmenvereinbarung Gegenstand 
seines/ihres Angebots ist.  

Unabhängig davon kann der Bieter/die Bietergemeinschaft in seinem/ihrem Angebot 
auch Vorschläge zu Änderungen der Rahmenvereinbarung unterbreiten. Sollte die 
Vergabestelle den Zuschlag auf die Erstangebote erteilen, bleiben diese Vorschläge un-
berücksichtigt. 

Entscheidet sich die Vergabestelle, Verhandlungen mit den Bietern durchzuführen, wird 
sie die genannten Änderungsvorschläge zum Gegenstand dieser Verhandlungen ma-
chen. Die Vergabestelle behält sich in diesem Fall vor, die Rahmenvereinbarung zu 
überarbeiten und diese überarbeitete Fassung allen Bietern verbindlich vorzugeben. Die 
Vergabestelle wird sicherstellen, dass den endgültigen Angeboten, die Grundlage der 
Zuschlagserteilung sein werden, in allen Fällen ein für alle Bieter einheitliches Muster der 
Rahmenvereinbarung zugrunde liegen wird.  

3.10 Bindefrist 

Die Bieter erklären in ihren Angeboten, dass die Frist für die Annahme der Angebote am  

31. Mai 2018 

endet. 
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4 Zuschlagskriterien 

Für die Beurteilung der Angebote werden folgende Zuschlagskriterien gleichgewichtig 
herangezogen: 

 Qualität und Innovation (50 Prozent) 

 Angebotspreis/Lieferfähigkeit/Instandsetzungs- und Wartungsaufwand (50 
Prozent) 

Für die Bewertung werden folgende (Unter-)Kriterien, Bewertungspunkte und Gewichte 
zugrunde gelegt: 

Haupt- und Unterkriterien Gewich-
tung 

Ge-
wichte 

der 
Unter-
krite-
rien 

Maximal 
erreich-

bare 
Punkt-
zahl 

A. Qualität und Innovation 
  50,0%   100 

  

A.1. Städtebauliche und architektonische Qualität (siehe Kapitel 7.2)   30,0% 30 

A.2. Funktionale  Qualität (siehe Kapitel 7.3)   30,0% 30 

A.3. Ökologische Qualität (siehe Kapitel 7.4)   20,0% 20 

A.4. Technische Qualität  (siehe Kapitel 7.5)   20,0% 20 

B. Angebotspreis/Lieferfähigkeit/Instandsetzungs- und Wartungsaufwand 
(siehe Kapitel 8) 
 50,00%   100 

  

B.1. Höhe des Angebotspreises für das Modellgebäude (bei Abnahme von 
einem Modellgebäude)   40,0% 40 

B.2. Skaleneffekte/Kostendegression bei größeren Abnahmemengen (10, 50 
und 100 Modellgebäude)   15,0% 15 

B.3. Ausmaß der Abweichung des Angebotspreises bei den angebotenen 
Varianten (1-3) vom Modellgebäude  15,0 % 15 

B.4. Lieferfähigkeit innerhalb Deutschlands: Anzahl der Liefergebiete, in de-
nen die Leistung erbracht werden kann und in denen der Angebotspreis 
verbindlich ist   15,0% 15 

B.5. Instandsetzungs- und Wartungsaufwand   15,0% 15 
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Die Bewertung der qualitativen (Unter-)Kriterien A.1. bis A.4. und B.5. erfolgt durch die 
Vergabe von Punktewerten aufgrund des Erreichungsgrades der Ausschreibungsanfor-
derungen. Für die Abstufung werden folgende Orientierungswerte zugrunde gelegt: 

Das Angebot erhält in Bezug auf das Bewertungskriterium x Prozent der vollen Punktzahl,  
0 % 25 % 50 % 75 % 100 % 

wenn folgende Feststellungen in Bezug auf die in der Leistungsbeschreibung dargestellten Anforderungen 
getroffen werden können: 
Hinsichtlich des 
Kriteriums x ist der 
Entwurf nicht hin-
reichend durch-
dacht und hat er-
hebliche konzeptio-
nelle Mängel ge-
genüber der nach 
der Maßgabe der 
Vergabeunterlagen 
erwarteten Qualität. 

Hinsichtlich des 
Kriteriums x erfüllt 
der Entwurf die 
Anforderungen 
bzw. Erwartungen 
des Auftraggebers 
mit einigen Ein-
schränkungen und 
lässt eine unter-
durchschnittliche 
Erfüllung erwarten. 

Hinsichtlich des 
Kriteriums x erfüllt 
der Entwurf die 
Anforderungen 
bzw. Erwartungen 
des Auftraggebers 
mit geringen Ein-
schränkungen und 
lässt eine durch-
schnittliche Erfül-
lung erwarten. 

Hinsichtlich des 
Kriteriums X erfüllt 
der Entwurf die 
Anforderungen 
bzw. Erwartungen 
des Auftraggebers 
sehr weitgehend 
und lässt eine ohne 
jede Einschränkung 
eine gute Erfüllung 
erwarten. 

Hinsichtlich des 
Kriteriums x erfüllt 
der Entwurf die 
Anforderungen 
bzw. Erwartungen 
des Auftraggebers 
in höchstem Maße 
und lässt eine her-
vorragende Leis-
tung erwarten. 

 

Das Bewertungsgremium bzw. die Vergabestelle kann Zwischenabstufungen vorneh-
men, wobei auf jeweils 5 volle Prozentpunkte gerundet wird. 

 

Für die Bewertung des Angebotspreises, der Kostendegressionseffekte und der Preis-
abweichung bei den angebotenen Varianten wird folgendes Vorgehen zugrunde gelegt: 

 Unterkriterium B.1.: Das Angebot mit dem niedrigsten Preis erhält 40 
Punkte. Der niedrigste Angebotspreis wird verdoppelt; dieser errechnete 
Preis erhält 0 Punkte. Die Punkte für die anderen Angebote werden im 
Verhältnis der jeweiligen Angebotspreise zu diesen Grenzwerten errech-
net. 

 Unterkriterium B.2.: Für die Abnahmemenge von 10, 50 und 100 Modell-
gebäuden wird jeweils nacheinander das für B.1. angewendete Verfahren 
angewendet. Das Angebot mit dem niedrigsten Preis für eine Abnahme-
menge erhält 20 Punkte. Der niedrigste Angebotspreis wird verdoppelt; 
dieser errechnete Preis erhält 0 Punkte. Die Punkte für die anderen Ange-
bote werden je Abnahmemenge im Verhältnis der jeweiligen Angebots-
preise zu diesen Grenzwerten berechnet. Die Bewertung für das Angebot 
ergibt sich aus dem Durchschnitt der Punktbewertungen für die drei Ab-
nahmemengen. 

 Unterkriterium B.3.: Die Abweichungen der Angebotspreise für die Vari-
anten 1 bis 3 vom Angebotspreis für das Modellgebäude werden einzeln 
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berechnet und gemittelt. Aus der mittleren Abweichung wird eine prozen-
tuale Abweichung vom Angebotspreis des Modellgebäudes berechnet. 
Das Angebot mit der geringsten Abweichung erhält 20 Punkte. Die ge-
ringste Abweichung wird verdreifacht; diese errechnete Abweichung erhält 
0 Punkte. Die Punktbewertungen für die anderen Angebots ergeben sich 
im Verhältnis der Abweichung zu diesen Grenzwerten. Es wird davon 
ausgegangen, dass für das Modellgebäude der günstigste Gesamtpreis 
ausgewiesen wird. Falls eine Variante mit dem günstigsten Angebotspreis 
angeboten wird, so wird die Abweichung des Angebotspreises für das 
Modellgebäude und der anderen Varianten auf diese Variante ermittelt 
und das beschriebene Verfahren entsprechend angewendet. 

 Unterkriterium B.4.: Die Lieferfähigkeit innerhalb Deutschlands wird an-
hand der Anzahl von Liefergebieten beurteilt. Ein Liefergebiet ist ein Um-
kreis von 100 km um einen durch eine Anschrift konkret bezeichneten 
Standort, in denen die Leistung in Deutschland erbracht werden kann und 
in denen der Angebotspreis verbindlich ist. Folgende Punkte werden ver-
geben: Bei Lieferung in nur einem Liefergebiet 0 Punkte, in zwei Lieferge-
bieten 5 Punkte, in drei und mehr Liefergebieten, aber nicht bundesweit 
10 Punkte, bundesweit 15 Punkte). Überlappen sich zwei oder mehr Lie-
fergebiete um mehr als 10 Prozent ihrer jeweiligen Fläche, so werden die-
se nur als ein Liefergebiet gewertet.(siehe Formblatt 9.5) 

 

Maßgeblich ist der jeweilige Angebotspreis/bzw. die Preisabweichung brutto (einschl. 
Umsatzsteuer) je Quadratmeter Wohnfläche. 

Bezuschlagt werden nur Angebote, die mindestens 60 Punkte in Bezug auf das Kriterium 
Qualität und Innovation und mindestens 60 Punkte bei dem Kriterium Angebots-
preis/Lieferfähigkeit/Instandsetzungs- und Wartungsaufwand erreichen. 

Die Angebote der Bieter bzw. Bietergemeinschaften werden der Punktzahl nach in ab-
steigender Reihenfolge geordnet. Es ist beabsichtigt, die Rahmenvereinbarung mit den 
bis zu zehn besten Bietern bzw. Bietergemeinschaften zu schließen. Bestehen bei den 
Punktergebnissen der Bieter bzw. Bietergemeinschaften erhebliche Unterschiede, so 
findet eine Auswahl unter Berücksichtigung der vorgegebenen Zuschlagskriterien statt. 

5 Entschädigung 

Für die Erstellung der Angebote wird eine pauschale Entschädigung in Höhe von 15.000 
Euro (netto; zzgl. zurzeit geltender MwSt. von 19 Prozent) je Bieter bzw. Bietergemein-
schaft gezahlt. Die Entschädigung wird nicht für Bieter bzw. Bietergemeinschaften ge-
währt, die bezuschlagt werden. 



Seite 17 von 39 

6 Bekanntmachung der Ergebnisse des Verhandlungsverfahrens 

Die Systementwürfe der Bieter bzw. Bietergemeinschaften, die den Zuschlag für den 
Abschluss der Rahmenvereinbarung erhalten haben, werden in einer öffentlichkeitswirk-
samen Veranstaltung präsentiert.  

Dazu wird eine Auswahl aus den im Rahmen des Angebotes zur Verfügung gestellten 
(Plan-)Unterlagen für eine Ausstellung und Präsentation aufbereitet. Die Bieter bzw. Bie-
tergemeinschaften können bei den zum Systementwurf eingereichten (Plan-)Unterlagen 
kennzeichnen, welche der eingereichten Unterlagen nicht öffentlich dargestellt werden 
sollen. Angaben zu den Baukosten werden nur veröffentlicht, wenn der Bieter bzw. die 
Bietergemeinschaft dem zugestimmt hat. 

7 Anforderungen an das Entwurfskonzept (Modellgebäude und Systementwurf) 

7.1 Grundsätzliche Anforderungen 

Alle baurechtlichen Normen und Vorschriften müssen erfüllt sein. Entsprechend ihrer 
Funktion haben die einzelnen Bauteile den gesetzlich vorgeschriebenen Anforderungen 
bezüglich Wärmeschutz, Luftdichtheit, Feuchteschutz und Brandschutz zu genügen. Der 
Schallschutz soll den erhöhten Anforderungen gemäß Beiblatt 2 zur DIN 4109-1989 ent-
sprechen. 

7.2 Städtebauliche und architektonische Qualität 

Die Angebote sollen eine qualitätsvolle Bauwerkgestaltung enthalten, die in verschiede-
ne gewachsene städtebauliche Strukturen sozialverträglich eingefügt und auf möglichst 
vielen Grundstücken realisiert werden kann. 

 Die Architektur soll gestalterisch ansprechend und wertig sein. 

 Die Gebäude sollen städtebaulich variabel sein, um eine standortadäqua-
te städtebauliche Einbindung zu ermöglichen. Dazu sollte die Gebäude-
systematik verschiedene Gebäudehöhen, -längen oder -tiefen zulassen.  

Bei einem Einzelabruf aus der Rahmenvereinbarung kann es  je nach den Grund-
stücksanforderungen und Markterfordernissen sowie aufgrund von individuellen Anforde-
rungen des Wohnungsunternehmens bspw. hinsichtlich der Ausstattung  zu Abwei-
chungen bzw. Veränderungen kommen, die dann im Rahmen eines nachgelagerten 
Wettbewerbs gemäß der Rahmenvereinbarung gesondert zu kalkulieren sind. 
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7.3 Funktionale Qualität 

7.3.1 Modellgebäude - Gebäudeflexibilität/Einsatzfelder 
Die eingereichten Systementwürfe sollen eine Gebäudeflexibilität aufweisen. Es müssen 
verschiedene Ausführungsvarianten mit dem Systementwurf möglich sein, um veränder-
liche Grundstücksanforderungen in unterschiedlichen Lagen abdecken zu können. Für 
die Erdgeschossnutzung sollte optional auch eine gewerbliche Nutzung möglich sein.  

Die Variabilität ist in den Kategorien Geschossigkeit, Gebäudeart, Baugebiet und Nut-
zung zu zeigen. Zu diesen Kategorien ist zu erläutern, wie die Systementwürfe mit der 
geforderten Variabilität umgehen, d.h. wie Gebäude auf unterschiedliche Grundstücks- 
und Marktanforderungen angepasst werden können.  

Zur Vergleichbarkeit ist das Angebot für ein Modellgebäude zu erstellen, das folgende 
Merkmale aufweist: 

 Einzelgebäude, 

 reine Wohnnutzung, 

 vier (Voll-)Geschosse, 

 24 Wohneinheiten (4 1-2-Zimmer-Wohnungen bis 45 m², 8 2-Zimmer-
Wohnungen ca. 60 m², 8 3-Zimmer-Wohnungen ca. 75 m², 4 4-5-Zimmer-
Wohnungen mehr als 75 m²; zur Orientierung siehe Wohnungsschlüssel 
unter 7.3.2), 

 ohne Aufzug (vorgerüstet, Aufpreis für den Einbau und die Nachrüstung 
des Aufzuges ausweisen). 

Falls das Modellgebäude mit dem Systementwurf nicht in allen Punkten abgebildet wer-
den kann, sind die notwendigen Abweichungen zu erläutern. Bei der Anwendung der 
Zuschlagskriterien zur funktionalen und zur technischen Qualität wird diese Abweichung 
entsprechend der Einschätzung des Bewertungsgremiums bzw. der Vergabestelle mit 
einer geringeren Bewertung berücksichtigt werden. 

Die Variabilität des Konzeptes ist darüber hinaus in Form von Skizzen aufzuzeigen, in 
denen die genannten Kategorien von den Bietern bzw. Bietergemeinschaften unter-
schiedlich aufgegriffen werden. Die Kategorien sollten so kombiniert werden, dass die 
Anpassungsflexibilität des Systementwurfes für unterschiedliche Grundstücks- und 
Marktanforderungen erkennbar wird, da sich die Ausschreibung der Rahmenvereinba-
rung auf ein variables Konzept bezieht.  

Um die Variabilität des Konzeptes darzustellen, können die folgenden Kategorien mitei-
nander kombiniert werden: 

 Geschossigkeit 
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o vier Vollgeschosse 

o fünf bis acht Vollgeschosse (bis unter die Hochausgrenze) 

 Gebäudeart 

o Einzelgebäude 

o Gebäudezeile 

o Blockrandbebauung  

 Baugebiet 

o Innerstädtische Lage 

o Nachverdichtung (ausgenommen Dachaufstockung) 

o Neubaufläche 

 Nutzung  

o Wohnen im EG (Grundannahme) unter Berücksichtigung von Ein-
blickschutz 

o Gewerbenutzung im EG (optional) 

Zusätzlich sind für die drei folgenden Varianten des Modellgebäudes die Abweichungen 
der Angebotspreise (in den Kostengruppen 300, 400 und 700) zu kalkulieren und ver-
bindlich anzubieten: 

 Variante 1 Variante 2 Variante 3 

Geschossigkeit 7 Vollgeschosse 5 Vollgeschosse 4 Vollgeschosse 

Gebäudeart Einzelgebäude Blockrandbebauung 
(Lückenschluss) mit 
Ausbildung einer 
Ecke 

Gebäudezeile  
(drei Gebäude 
kombiniert) 

Baugebiet Nachverdichtung innerstädtische La-
ge 

Neubaufläche 

Nutzung Wohnen im EG Gewerbenutzung im 
EG 

Wohnen im EG 

Aufzug mit Aufzug ohne Aufzug ohne Aufzug 
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Der Wohnungsmix ist entsprechend dem Wohnungsschlüssel (siehe Kapitel 7.3.2) zu 
gestalten. 

Um die jeweiligen Landesbauordnungen und die Wohnraumförderbestimmungen der 
Länder einhalten zu können, kann eine Anpassung des Systementwurfes für ein konkre-
tes Grundstück erforderlich sein. Diese Anpassung ist bei einem Einzelabruf im Rahmen 
des nachgelagerten Wettbewerbs gemäß der Rahmenvereinbarung vorzunehmen. Die 
Förderbestimmungen des Landes Berlin werden den Bietern bzw. Bietergemeinschaften 
mit den Ausschreibungsunterlagen exemplarisch ausgehändigt (siehe Anlage 2 in Kapi-
tel 10.2). 

7.3.2 Wohnungsschlüssel 
Folgender Wohnungsschlüssel dient als Orientierung: 

Zimmer  
(ca.-Angabe) max. Wohnfläche Wohnungsschlüssel/Anteil 

[1-2]   45  m² 22 % 
2    60  m² 32 % 
3   75  m² 32 % 

4  5   95  m² bis 115 m² 14 % 

-zuschnitte sollen eine Mischung unterschiedli-
cher Nutzergruppen begünstigen. 

7.3.3 Verkehrsflächen, Erschließung, Abstellmöglichkeiten 

Hierzu gelten folgende Anforderungen: 

 Minimierung von Verkehrsflächen  hohe Ausnutzung an Wohnflächen (> 
75 % Wohn-/Nutzfläche zu BGF) 

 barrierefreier Hauseingang 

 wind- und wettergeschützter Eingangsbereich 

 Nachrüstbarkeit von Aufzügen, sodass alle Wohnungen über Aufzug er-
reichbar sind 

 je Wohnung ist ein Mieterkeller nachzuweisen 

 r Kinderwagen, Elektro-Rollstühle (mit 
entsprechenden Anschlüssen) und Fahrräder barrierefrei in EG. 

7.3.4 Grundrissgestaltung und Möblierbarkeit der Wohnungen 
Bei der Grundrissgestaltung sollte berücksichtigt werden: 
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 Berücksichtigung der Himmelsrichtungen für Wohnungsausrichtung (dies 
kann bei Einzelabruf für ein konkretes Grundstück eine Anpassung der 
Planung erfordern) 

 ausreichende Belichtung der Aufenthaltsräume aus Gründen des Wohn-
komforts sowie der Energieeffizienz 

 kompakte und flächeneffiziente Wohnungsgrundrisse 

 Platz für Garderobe im Wohnungszugangsbereich 

 optimierte Flur- und Verkehrsflächen in der Wohnung 

 Nachweis von ausreichend Abstellflächen in Wohnung ab > 1-Raum-
Wohnung 

 möglichst keine gefangenen Räume und Schlauchzimmer 

 hoher Anteil Wohnungen mit gut geschnittenen Balkonen, Loggien oder 
anderen baulich geschützten Freisitzen (Mindesttiefe von 1,50 m; Größe 
mind. 4 m²) 

 ein Drittel Anteil barrierefrei nutzbarer Wohnungen (gemäß BauO Bln; gül-
tig bis 31.12.2019) 

 lichte Raumhöhen von mindestens 2,65 m  

 Innentüren mit einer lichten Durchgangsbreite von mind. 80 cm 

 Nachweis einer Standardmöblierung entsprechend der Wohnungsgrößen  

 Bäder: Hauptbad nicht kleiner als 4 m² 

 ab 4-Zimmer-Wohnungen: zusätzliches Gäste-WC oder zweites Bad 

 Anschlussmöglichkeit und Stellplatz für Waschmaschine im Bad oder im 
Abstelllraum 

Im Sinne einer langfristigen Vermietbarkeit der Wohnungen ist ein Nachweis für die 
Funktionsfähigkeit bzw. die Möblierbarkeit der Wohnung zu erbringen, bei dem Abwick-
lungslängen und Organisation von Einbauten und Schränken sowie die Möblierbarkeit 
mit Normmöbeln berücksichtigt werden. 

 

7.3.5  
Küchen stets mit Fenster s-
tern sind d-
riss). 

r-
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spüler und Kühlschrank. 

7.3.6 Interne Erschließung 
Die Lage der Erschließungskerne mit Treppenhaus und optionalen Aufzug ist für das 
Modellgebäude auf dem Beispielgrundstück vorzusehen und bei einem Einzelabruf ent-
sprechend den örtlichen Gegebenheiten anzuordnen. Dafür können Plananpassungen 
abweichend vom Systementwurf erforderlich werden. 

7.4 Ökologische Qualität / Nachhaltigkeit und Energiekonzept 

Die Konzepte sollen die Verwendung langlebiger, robuster und die Wohngesundheit 
wahrender Materialien vorsehen. 

Bei der Konzeption der Projekte soll auf die Wahrung eines geringen Treibhauspotenzi-
als bei der Herstellung, Nutzung und Entsorgung des Bauwerks  also entlang des ge-
samten Lebenszyklus   geachtet werden.  

Die Planung ist unter dem Aspekt des energieoptimierten Bauens im Sinne innovativer, 
energie- und kosteneffizienter Gebäudekonzepte umzusetzen. Das Gebäude muss ent-
sprechend den Anforderungen der gültigen EnEV (EnEV 2016) konzipiert werden. 

Es wird ein Gebäudekonzept erwartet, das die folgende Ziele hinsichtlich der Energieef-
fizienz und Nachhaltigkeit ausgewogen berücksichtigt: 

 Beachtung von Ressourceneffizienz. 

 Sicherstellung eines geringen Energiebedarfs (Gebäude, Anlagentechnik)  

 Optimierung der Tageslichtnutzung  

 langfristige und flexible Nutzungsqualität  

 guter Komfort und Behaglichkeit 

 hohe wärmeschutztechnische Qualität, Fugendichtheit und wärmebrü-
ckenfreie Konstruktionen der Gebäudehülle  

 Einsatz regenerativer Energien bzw. Kombinationen von regenerativen 
Energien mit fossilen Energieträgern 

Sofern sich Aussagen hierzu nicht aus den Plänen ergeben, sind sie im Erläuterungsbe-
richt (siehe Kapitel 3.6 Ziff. 2) bzw. im Erhebungsbogen ökologisches Konzept/Energie 
und Nachhaltigkeit (siehe Formblatt 9.3) zu spezifizieren. 



Seite 23 von 39 

7.5 Technische Qualität 

Technologieoffenheit 
Das Verfahren ist grundsätzlich technologieoffen. Es können verschiedene Bauweisen 
mit einem hohen Maß an Standardisierung, die zeit- und kostensparendes Bauen ermög-
lichen, eingesetzt werden (massiv, Skelett, Stahl, Stahlbeton, Holz, Holzhybrid, Fertigtei-
le, ganze Module etc.). Ein hohes Maß an Standardisierung, das zeit- und kostenspa-
rendes Bauen befördert, wird erwartet.  

Die Konzepte sollten die Prozesswege im Erläuterungsbericht aufzeigen, wie die für den 
Systementwurf nötigen Planungs- und Bauleistungen insgesamt angeboten werden kön-
nen.  

Es wird erwartet, dass die mehrfache Realisierung des Konzeptes deutliche Skaleneffek-
te generiert. Wie die Effekte generiert werden, ist den Bietern bzw. Bietergemeinschaften 
freigestellt. Die Kostenreduktion ist auszuweisen und separat zu erläutern.  

Anwendung innovativer Bauweisen 
Der Einsatz innovativer Bauweisen zur Erzielung von Skaleneffekten wird begrüßt. 

Wirtschaftliche Umsetzung der Haustechnik 
Es 
Planung zu achten. 

In allen technischen Betriebsräumen und Technikflächen ist eine ausreichende Arbeits- 
und Bewegungsfläche vor bzw. an den Geräten und Anlagen zu gewährleisten. 

Mit einer angepassten Planung der technischen Gebäudeausrüstung sollte eine Redu-
zierung der Eingriffe in die konstruktiven Bauteile erreicht und auf technische Bauteile 
mit hohen Energie- und Wartungsaufwendungen verzichtet werden. 

 

8 Angebotspreis/Lieferfähigkeit/Instandsetzungs- und Wartungsaufwand 

8.1 Angebotspreis des Modellgebäudes 

Die eingereichten Projekte müssen zu niedrigen Baukosten (Kosteneffizienz bei den 
Baukosten) realisierbar sein. Die Baukosten müssen in Abhängigkeit von den zu errich-
tenden Mengen (s.u.) aufgelöst werden: 
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 Die errechneten Baukosten müssen für die Kostengruppen 300, 400 und 
700 (gem. DIN 276 KG) in 10er Schritten separat ausgewiesen werden 
(zusätzlich zu den verbindlichen Angebotspreisen in Formblatt 9.4).  

 Die Preisangebote sind verbindlich. Alle Kosten beziehen sich allein auf 
den Systementwurf, d.h. grundstücksbezogene Kosten der Kostengrup-
pen 100 und 200 bleiben außer Betracht. Grundstücksbezogene Kosten 
sind bei einem Einzelabruf aus der abgeschlossenen Rahmenvereinba-
rung bei Kenntnis der konkreten Grundstückssituation im nachgelagerten 
Wettbewerb separat anzubieten. 

 Die Angebotspreise sind jeweils netto (ohne anfallende Umsatzsteuer) 
und brutto (einschl. anfallender Umsatzsteuer) je m² Wfl. anzugeben (sie-
he Formblatt 9.4). 

 Skaleneffekte müssen generiert werden. Sie werden im Rahmen der Zu-
schlagskriterien (Kapitel 4) berücksichtigt. 

 Die Preise müssen zusätzlich für drei Mengenangaben bzw. Abnahmes-
zenarien kalkuliert und angeboten werden (10, 50 und 100 Modellgebäude 
bei Abruf innerhalb eines Kalenderjahres). 

Die Angebotspreise für die drei Mengenangaben sind auf das Modellgebäude zu bezie-
hen.  

Die Angebotspreise beziehen sich auf ein oder mehrere von dem Bieter/der Bieterge-
meinschaft angegebene(s) Liefergebiet(e). In dem/den benannten Liefergebiet(en) gelten 
die Angebotspreise als verbindlich (siehe Kapitel 8.2 und Formblatt 9.5). 

Die Angebotspreise sind auch für die drei Abnahmeszenarien (10, 50 und 100 Modellge-
bäude bei Abruf innerhalb eines Kalenderjahres) und die angegebenen Preisabweichun-
gen für die drei Varianten des Modellgebäudes (Kapitel 7.3.1) verbindlich. 

Bei der Kalkulation der Angebotspreise muss berücksichtigt werden, dass über die Rah-
menvereinbarung von unterschiedlichen Abrufberechtigten innerhalb eines Kalenderjah-
res bis zu einhundert einzelne Bauvorhaben abgerufen werden können, die innerhalb 
eines Liefergebiets liegen. 

Um Skaleneffekte zu generieren, können sich Abrufberechtigte zusammenschließen. 

Für den Fall, dass Abrufberechtigte von den angebotenen Mengen (1, 10, 50 und 100 
Modellgebäude), zu denen Angebotspreise verbindlich angegeben wurden, abweichen, 
so wird angenommen, dass sich der Angebotspreis für dazwischenliegende Abrufmen-
gen linear berechnen lässt (bspw. für eine Abnahmemenge von 20 Modellgebäuden wird 
der Angebotspreis für 10 und 50 Modellgebäude linear interpoliert). Davon abweichende 
Preisfunktionen müssen angegeben werden.  
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Die Auftragnehmer, mit denen die Rahmenvereinbarung abgeschlossen wird, sind nicht 
verpflichtet, innerhalb eines Kalenderjahres mehr als 100 Aufträge für einzelne Bauvor-
haben anzunehmen. 

8.2 Lieferfähigkeit: Angabe von Liefergebieten 

Die Lieferfähigkeit des Modellgebäudes wird anhand von Liefergebieten beurteilt. Ein 
Liefergebiet ist eine Region im Umkreis von 100 km um einen mit Anschrift konkret be-
zeichneten Standort. Innerhalb des bzw. der benannten Liefergebiete(s) ist der Ange-
botspreis verbindlich (siehe Kapitel 8.1). 

Die Bieter bzw. Bietergemeinschaften müssen mindestens ein Liefergebiet zu einem 
Standort mit postalischer Anschrift benennen. Sie können mehrere Liefergebiete benen-
nen, in dem weitere Standorte mit postalischer Anschrift benannt werden. Auch das ge-
samte Bundesgebiet kann als Liefergebiet benannt werden (siehe Formblatt 9.5). 

Die Bieter bzw. Bietergemeinschaften können angeben bzw. kartografisch darstellen, 
dass sie bereit sind, außerhalb der Liefergebiete, z.B. in weiteren Krei-
sen/Bundesländern, Leistungen zu erbringen (siehe Formblatt 9.5). Sollte ein Abrufbe-
rechtigter einen Bieter/eine Bietergemeinschaft für ein Grundstück außerhalb eines Lie-
fergebietes abrufen wollen, so können von dem für die Liefergebiete verbindlichen An-
gebotspreis abweichende Kosten (bspw. Transportkosten) im nachgelagerten Wettbe-
werb gemäß der Rahmenvereinbarung bei einem Einzelabruf separat kalkuliert und an-
geboten werden. 

8.3 Instandsetzungs- und Wartungsaufwand 

Damit nicht Kosten beim Bau zulasten höherer Folge-, Instandhaltungs-, Bewirtschaf-
tungs- oder Wartungskosten eingespart werden, wird die Lebens- bzw. Nutzungsdauer 
von Bauteilen (insbesondere der Haustechnik und der technischen Anlagen) bei der 
Wertung (Kapitel 4) einbezogen. Die standardisierten oder modularisierten Bauweisen 
der Systementwürfe sollten gleichzeitig Lösungen für Sanierungs-, Revisions- bzw. In-
standhaltungsarbeiten im Betrieb des Gebäudes bereit halten und Instandsetzungszyk-
len berücksichtigen. 

Zugunsten der Wirtschaftlichkeit sollten die Betriebskosten minimiert und ein Optimum 
aus Bau- und Betriebskosten angestrebt und erläutert werden. 

Der Instandsetzungs- und Wartungsaufwand ist gemäß Formblatt 9.6 zu beschreiben. 



Seite 26 von 39 

9 Formblätter 

Es sind, soweit sich aus der funktionalen Leistungsbeschreibung nichts anderes ergibt, 
die beigefügten Formblätter zu verwenden. 
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9.1 Formblatt: Gebäudekennwerte für das Modellgebäude 

 

Kennwert Einheit Wert 

Überbaute Fläche m²  

Brutto-Grundfläche BGF a und 
BGF b 

m²  

Brutto-Rauminhalt BRI a (V) m³  

Gebäudehüllfläche A m²  

Nutzungsflächen (NUF)  m²  

Technische Funktionsfläche TF m²  

Verhältnis Brutto-Grundfläche a 
/ Nutzungsfläche (BGF a / NUF) 

  

Verhältnis A/V   

Wohnfläche insgesamt gemäß 
WoFlV, darin enthalten: 

m²  

Balkonflächen m²  

sonstige Außenflächen 
(Terrassen etc.) 

m²  

Wohnfläche gemäß WoFlV, 
aber ohne Balkon und sonstige 
Außenflächen 

m²  
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9.2 Formblatt: Wohnungsschlüssel für das Modellgebäude 

Angabe des Wohnungsschlüssels für das Modellgebäude (siehe Kapitel 7.3.1): 

Bezeichnung des  
Wohnungstyps* 

Anzahl  
Zimmer 

Wohnfläche 
gem. WoFlV 
(einschl. Bal-
kon- und Au-
ßenflächen) 

Wohnfläche 
gem. WoFlV 

(ohne Balkon- 
und Außenflä-

chen) 

Gesamtfläche der 
Balkon- und Au-

ßenflächen 

 
  

 
 

 
  

 
 

 
  

 
 

 
  

 
 

 
  

 
 

 
  

 
 

 
  

 
 

 
  

 
 

 
  

 
 

 
  

 
 

* Vom Bieter/der Bietergemeinschaft frei wählbar. 

Bitte die Anzahl der Zimmer (Wohn- und Schlafräume; als Zimmer sind nicht Küche, Bad 
und Flure einzutragen) und die Wohnfläche eintragen sowie den Anteil an der Gesamt-
zahl der Wohnungen im Modellgebäude berechnen.  
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9.3 Formblatt: Ökologisches Konzept/Energie und Nachhaltigkeit 

Bitte erläutern Sie die folgenden Aspekte in kurzen Sätzen/Stichworten. Verwenden Sie 
bei Bedarf ein separates Blatt: 

Beachtung von Ressour-
ceneffizienz: 

 

Sicherstellung eines gerin-
gen Energiebedarfs (Ge-
bäude, Anlagentechnik): 

 

Optimierung der Tageslicht-
nutzung: 

 

langfristige und flexible Nut-
zungsqualität: 

 

guter Komfort und Behag-
lichkeit 

 

Kosteneffizienz bei Baukos-
ten: 

 

Minimierung der Betriebs-
kosten: 

 

wärmeschutztechnische 
Qualität, Fugendichtheit und 
wärmebrückenfreie Kon-
struktionen der Gebäudehül-
le: 

 

Einsatz regenerativer Ener-
gien bzw. Kombinationen 
von regenerativen Energien 
mit fossilen Energieträgern: 

 

 

Angaben zum Energiebedarf: 

 kWh/ m² AN a 

Primärenergie QP  

Endenergie QE  
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9.4 Formblatt: Überblick über die verbindlichen Angebotspreise 

 

Für die auf dem beigefügten Formblatt benannten Liefergebiete sind die folgenden An-
gebotspreise verbindlich. Für den Auftraggeber ist der Bruttopreis maßgeblich. 

 

A. Angebotspreis für die Abnahme eines Modellgebäudes (Angaben jeweils in EUR 
je m² Wohnfläche) 

 EUR/m² netto USt. EUR/m² brutto (ein-
schl. USt.) 

Angebotspreis für die 
Abnahme von einem 
Modellgebäude in EUR 
je m² Wohnfläche (ohne 
Aufzug, Aufzug vorge-
rüstet) 

   

Aufpreis für ein Modell-
gebäude, das mit Aufzug 
errichtet wird 

   

Angebotspreis für die 
spätere Nachrüstung 
eines Aufzuges 
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B. Angebotspreise für drei Abnahmeszenarien (Angaben jeweils in EUR je m² 
Wohnfläche) 

Angebotspreise für die 
Abnahme von ... (je m² 
Wohnfläche) (jeweils 
ohne Aufzug) 

EUR/m² netto USt. EUR/m² brutto (ein-
schl. USt.) 

10 Modellgebäuden    

50 Modellgebäuden    

100 Modellgebäuden    

 

Für den Fall, dass Abrufberechtigte von den angebotenen Mengen (1, 10, 50 und 100 
Modellgebäude), zu denen Angebotspreise verbindlich angegeben wurden, abweichen, 
so wird angenommen, dass sich der Angebotspreis für dazwischenliegende Abrufmen-
gen linear berechnen lässt (Bspw. für eine Abnahmemenge von 20 Modellgebäuden wird 
der Angebotspreis für 10 und 50 Modellgebäude linear interpoliert). 

Alternativ zur Interpolation kann die folgende Variante gewählt werden: 

 Für die zwischen den angebotenen Abnahmemengen abgerufene An-
zahl von Modellgebäuden gelten die nachfolgend beschriebenen, ver-
bindlichen Preisfunktionen/Berechnungsgrundlagen: 

  

 

 

 

 

 

 

 

Ggf. auf einem gesonderten Blatt darstellen. 
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C. Abweichungen der Angebotspreise bei den drei Varianten (gegenüber dem unter 
A. genannten Angebotspreis; Angaben jeweils in EUR je m² Wohnfläche) 

Abweichung des An-
gebotspreises (je m² 
Wohnfläche) bei ...  

EUR/m² netto USt. EUR/m² brutto (ein-
schl. USt.) 

Variante 1    

Variante 2    

Variante 3    
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9.5 Formblatt: Angaben zu den Liefergebieten 

Angaben zu den Liefergebieten, 

in denen die Leistung erbracht werden kann und in denen die Angebotspreise verbindlich 
sind. 

Bitte die zutreffende Variante ankreuzen: 

1.  Liefergebiet im Sinne der Ausschreibung, in dem die Angebotspreise 
verbindlich gelten, ist das gesamte Gebiet der Bundesrepublik Deutsch-
land. 

oder 

2.  Die Leistung erbringen wir in den nachfolgend bezeichneten Liefergebie-
ten zu den angebotenen Preisen. 

 

Liste der Liefergebiete, in denen die Leistung erbracht werden kann: 

Unter Liefergebiet wird eine Region in einem Umkreis von 100 km um einen mit einer Anschrift 
konkret bezeichneten Standort verstanden. Es ist mindestens ein Standort mit postalischer An-
schrift zu benennen. Liefergebiete können sich auch überlappen. 

Lfd. Nr. des 
Liefergebietes 

Bezeichnung des Liefergebie-
tes* 

Postalische Anschrift 
(keine Postfachadresse): Straße und Haus-

nummer, PLZ, Ort, Lande 
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Lfd. Nr. des 
Liefergebietes 

Bezeichnung des Liefergebie-
tes* 

Postalische Anschrift 
(keine Postfachadresse): Straße und Haus-

nummer, PLZ, Ort, Lande 

   

   

   

   

* Eine Bezeichnung kann bei Bedarf vom Bieter/der Bietergemeinschaft frei 
gewählt werden. 

Bei Bedarf bitte weitere Vordrucke verwenden. 
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Angaben zu den Liefergebieten (Fortsetzung) 

 

Nur bei Variante 2 mit Angabe einzelner Liefergebiete: 

 Ich/Wir sind bereit, die Leistung auch außerhalb der bezeichneten Liefer-
gebiete zu erbringen. Die Angebotspreise sind in den nachfolgend be-
zeichneten Gebieten/Regionen nicht verbindlich. Abweichungen zu den 
Angebotspreisen können bei einem Einzelabruf in nachgelagerten Wett-
bewerben separat kalkuliert und mit angeboten werden. 

 

Lfd. Nr. des 
Gebiets/der 

Region 

Bezeichnung des Gebie-
tes/der Region 

Räumliche Angaben (z.B. Kreis, Städ-
te/Gemeinden, Bundesländer) 

   

   

   

   

   

Bei Bedarf weitere Vordrucke verwenden, eigene tabellarische Übersichten 
oder kartografische Darstellungen der Bieter/Bietergemeinschaft beifügen. 
Anhand der Angaben in den Vordrucken bzw. der Übersichten und Darstellun-
gen müssen die Gebiete/Regionen eindeutig hervorgehen. 
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9.6 Formblatt: Instandsetzungs- und Wartungsaufwand 

Beschreibung des baulichen und technischen Konzeptes im Hinblick auf die Verminde-
rung des Instandsetzungsaufwandes 

Beschreibung des baulichen und technischen Konzeptes im Hinblick auf notwendige 
Wartungsarbeiten und Maßnahmen zur Optimierung des Wartungsaufwandes im Ver-
hältnis zu den Baukosten 

 

 

Betriebsjahr Beschreibung der Instandset-
zungs- und Wartungsmaß-
nahmen 

Geschätzter Aufwand 
in EUR/m² brutto (ein-
schl. USt.) 

jährlich   

2 - 5   

10 -20   

Bei Bedarf bitte zusätzliche Blätter beifügen. 
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9.7 Formblatt: Verfassererklärung 

 

 

 

Verfassererklärung  
für Architektinnen/Architekten und bauvorlageberechtigte Ingenieurinnen/Ingenieure 

(sowohl für selbständig tätige als auch für angestellte Verfasser) 

 

Ich/wir erkläre(n), dass ich/wir geistige(r) Urheber/in des Systementwurfs bin/sind.  
(Nicht Zutreffendes streichen) 

 

 Beteiligte Person ___ Beteiligte Person __ 

Name des Büros/ 
des Unternehmens 

  

Name, Vorname 
des Verfassers: 

  

Berufsbezeichnung:   

Straße, Hausnum-
mer: 

  

PLZ, Ort, Land:   

Telefon, Fax, Mo-
bilnummer: 

  

E-Mail-Adresse:   

Bezeichnung der 
zuständigen Kam-
mer 

  

Ort, Datum   

Unterschrift:   

 

Bei Bedarf mehrere Vordrucke verwenden. Mit der Verfassererklärung wird die Urheber-
schaft erfragt, Nutzungsrechte werden davon nicht berührt. 
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10 Anlage 

10.1 Anlage 1: Fiktives Grundstück für die Errichtung des Modellgebäudes 

 

Für die Errichtung des Modellgebäudes ist von einem ebenen Grundstück ohne beson-
dere Anforderungen auszugehen. Für den Baugrund sind normale Gründungsverhältnis-
sen anzunehmen. 

Das Modellgebäude ist im Lageplan M. 1:500 auf dem fiktiven Grundstück darzustellen 
(siehe Kapitel 3.6, Ziff. 1). 

Das fiktive Grundstück ist als DWG-Datei unter http://web.gdw.de/seriellesbauen abruf-
bar. 
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10.2 Anlage 2: Wohnungsbauförderbestimmungen 2015 Berlin (WFB 2015) 

 
 
 

Verwaltungsvorschriften für die soziale Wohnraumförderung des 
Miet- und Genossenschaftswohnungsbaus in Berlin 2015 

(Wohnungsbauförderungsbestimmungen 2015 - WFB 2015 - ) 
Vom 24. Juni 2015 (gültig bis 31. August 2020) 

StadtUm IV A 21






























